
Das UN-Flüchtlingshilfswerk spricht von der 
größten Flüchtlingskatastrophe seit dem II. 
Weltkrieg: Hunderttausende Menschen sind 
durch Krieg, Gewalt, politischer oder religiöser 
Verfolgung gezwungen, ihre Herkunftsländer 
zu verlassen. Die Aufnahme von Flüchtlingen 
ist eine humanitäre Notwendigkeit, Verantwor-
tung aus der deutschen Geschichte und eine 
rechtliche Verpflichtung nach dem deutschen 
Asylgesetz.
Die steigenden Flüchtlingszahlen stellen Po-
litik und Gesellschaft vor neue Herausforde-
rungen: In Teilen der Bevölkerung finden sich 
immer wieder rassistische Ressentiments und 
Vorbehalte gegen die Einrichtung von Flücht-
lingsunterkünften. Wie auch in den 1990er 
Jahren greifen organisierte Rechtsextreme 
und Rechtspopulisten diese Stimmung auf und 
schüren den Hass auf Flüchtlinge weiter. Dass 
diese Hetze in reale Gewalt umschlägt, zeigt 
die Chronik flüchtlingsfeindlicher Gewalt der 
Amadeu Antonio Stiftung und PRO ASYL: Für 
das Jahr 2014 wurden 81 Übergriffe auf Flücht-
linge, 36 Brandanschläge und 211 Angriffe 
(Stein-/Böllerwürfe, Randale, Schmierereien) 
auf Flüchtlingsunterkünfte sowie 292 flücht-
lingsfeindliche Kundgebungen gezählt.

Dennoch finden wir heute eine andere Situati-
on als in den 1990er Jahren vor: Es gibt zwar 
wieder vermehrt flüchtlingsfeindliche Gewalt. 
Gleichzeitig findet sich aber auch in der Gesell-
schaft eine Vielzahl von Menschen, die sich für 
eine aktive Willkommenskultur einsetzen. In 
den letzten zwei Jahren hat sich die Zahl der 
Engagierten nach einer Untersuchung des Ber-
liner Instituts für empirische Integrations- und 
Migrationsforschung statistisch verdreifacht.
Wenn es um die konkrete Lebenssituation der 
Flüchtlinge geht, sind in ganz praktischer Wei-
se vor allem die Kommunen gefordert. Des-
wegen stehen sie im Zentrum der „10 Punkte 
für eine kommunale Willkommensoffensive.“ 
Kommunen gestalten entscheidend das ge-
sellschaftliche Klima vor Ort mit. Ein voraus-
schauendes Handeln der Kommunen ist daher 
unabdingbar. Denn politische Versäumnisse 
werden von der Bevölkerung oftmals nicht als 
Fehlentscheidungen einzelner politisch Verant-
wortlicher wahrgenommen, sondern führen 
vielmehr zu Vorurteilen und Hass und letztlich 
zu Angriffen auf geflüchtete Menschen. Nicht 
zuletzt deswegen stehen die kommunale Poli-
tik und auch die Zivilgesellschaft hier in beson-
derer Verantwortung.

Aktion Schutzschild berät

■■ 	Initiativen und andere zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure, die sich vor Ort für 
eine solidarische Unterstützungs- und Willkommenskultur einsetzen möchten

■■ 	Verantwortliche kommunaler Politik und Verwaltung, die ihre Handlungs- und Gestal-
tungsmöglichkeiten für ein solidarisches Zusammenleben und zum Schutz von Flüchtlin-
gen wahrnehmen möchten

Aktion Schutzschild vernetzt

■■ 	Einzelpersonen, Initiativen und Einrichtungen, die sich engagieren möchten
■■ 	Kommunen, die sich austauschen und von der guten Praxis anderer lernen möchten

Aktion Schutzschild dokumentiert

■■ 	gemeinsam mit PRO ASYL rassistische und rechte Hetze gegen Flüchtlinge und ihre Unter-
künfte in der Chronik der Gewalt gegen Flüchtlinge

■■ 	Beispiele und Modelle guter Praxis

Aktion Schutzschild sensibilisiert

■■ 	die Öffentlichkeit für die Lebenssituationen geflüchteter Menschen insbesondere in länd-
lichen Regionen

Die Amadeu Antonio Stiftung fördert.

Manchmal braucht es für einige Aktivitäten auch Geld. Daher können für Projekte vor Ort 
bei der Stiftung auch Anträge gestellt werden. 
Kontakt über info@amadeu-antonio-stiftung.de

www.amadeu-antonio-stiftung.de

Aktion Schutzschild erreichen Sie unter:
aktionschutzschild@amadeu-antonio-stiftung.de
030 240 886 13
Linienstraße 139
10115 Berlin

10 Punkte für eine kommunale 
Willkommensoffensive



1.	 Grundrecht auf Asyl

Kommunen sollten klar Haltung beziehen, dass 

Asylsuchende und Flüchtlinge willkommen 

sind. Denn Asyl zu bekommen, ist das Grund-

recht eines jeden Menschen. Die Einrichtung 

einer Flüchtlingsunterkunft darf nie zur Debat-

te stehen. Aber es darf und muss konstruktiv 

debattiert werden, wie und wo die Flüchtlinge 

untergebracht, willkommen geheißen und in-

tegriert werden.

2.	 Schutz vor Übergriffen 

Gerade in strukturschwachen Regionen gibt es 

viele Engagierte, die im Falle einer Bedrohung 

für den Schutz von Flüchtlingsunterkünften 

sorgen. Sicherheit und Schutz vor Übergriffen 

sollten jedoch nicht auf die Zivilgesellschaft 

verlagert werden. Die Kommunen müssen da-

für sorgen, dass die Polizei oder private Securi-

tyfirmen diese Aufgaben übernehmen. Das Si-

cherheitspersonal sollte weder aktuell noch in 

der Vergangenheit der rechtsextremen Szene 

nahe stehen und rassismuskritisch geschult 

werden.

3.	 Verantwortung übernehmen

Ehrenamtliches Engagement ist wichtig, darf 

aber nicht die professionelle Sozialarbeit er-

setzen. Kommunen sollten hier – unterstützt 

durch die Länder und den Bund – Verantwor-

tung übernehmen und personelle wie finan-

zielle Ressourcen zur Verfügung stellen für 

spezialisierte Flüchtlingsberatungen. Die Bera-

tung sollte dabei auch rechtliche und soziale 

Fragen umfassen. In strukturschwachen Regi-

onen kann eine derartige Beratung auch durch 

mobile Teams geleistet werden. Zusammen mit 

Migrantenorganisationen und anderen Initi-

ativen können Erfahrungen geteilt und Will-

kommensmaterialien mit alltagspraktischen 

Hilfestellungen und rechtlichen Tipps erstellt 

werden.

 4.	 Transparenz 
	 und langfristige Planung

Die Anwohnerschaft sollte über die Neuein-

richtung von Flüchtlingsunterkünften recht-

zeitig und sachlich informiert werden. Die 

frühzeitige Einbeziehung und Mitsprache der 

Bevölkerung kann Vorurteile verhindern und 

langfristig Akzeptanz schaffen. Vorsicht ist 

jedoch geboten, wenn antidemokratische Ak-

teure Formen der politischen Beteiligung zur 

Legitimierung ihrer Ziele nutzen. Deutschland 

ist dauerhaft eine Einwanderungsgesellschaft. 

Migrationsbewegungen gehören dazu. Kommu-

nale Einrichtungen und Angebote der Regel-

dienste sollten langfristig an diese Realitäten 

angepasst werden. Dazu gehören Integration 

und Inklusion, Angebote zum Spracherwerb, 

interkulturelle Öffnung der Behörden, z.B. In-

fopapiere in verschiedenen Sprachen.

5.	 Flüchtlinge einbeziehen

Die Kommune sollte sich für eine frühzeitige ge-

sellschaftliche Teilhabe der Flüchtlinge einset-

zen und dabei auch deren Bedürfnisse erfragen 

– statt die soziale und gesellschaftliche Isolati-

on zu verstärken. Kommunen können niedrig-

schwellige Möglichkeiten für Flüchtlinge schaf-

fen, sich im Gemeinwesen zu beteiligen und 

einzubringen. Regelmäßige Sprechzeiten der 

Kommunalpolitik auch für Flüchtlinge anzubie-

ten kann dabei hilfreich sein. Integrationsbe-

auftragte, -beiräte und -koordinator/innen ande-

rer Kommunen können mit ihren Erfahrungen 

beratend zur Seite stehen. Zudem müssen Kom-

munen einen barrierearmen und diskriminie-

rungsfreien Zugang zu Bildung, Gesundheit, 

Wohnen, Ausbildung und Arbeit schaffen.

6.	 Rassismus entgegentreten

Ängste und Befürchtungen der Bevölkerung 

müssen zwar ernst genommen werden, dürfen 

aber nicht rassistische Argumentationen legiti-

mieren. Bei Vereinnahmungsversuchen durch 

Rechtsextreme müssen Kommunen rechtzeitig 

intervenieren und sich offensiv gegen rechts-

extreme und rassistische Aufmärsche, Aktivi-

täten und Parolen stellen. Hier kann auch die 

lokale Presse einen wichtigen Beitrag leisten. 

Eine Berichterstattung, die den Fokus auf Will-

kommensaktivitäten und konkrete Angebote 

für Flüchtlinge legt, kann positive Effekte ha-

ben und die öffentliche Meinung wenden: Von 

einer ablehnenden Haltung hin zu einer solida-

risch geprägten Unterstützungskultur.

7.	 Willkommensbündnisse 
	 unterstützen

Kommunen sollten Willkommensbündnisse 

unterstützen, indem sie Einrichtungen und 

Menschen vernetzen, die sich bereits engagie-

ren oder dies tun möchten. Dafür sollten ihnen 

kommunale Räume und Ressourcen zur Ver-

fügung gestellt werden. Denn die Suche nach 

geeigneten Räumen für gemeinsame (Freizeit-)

Aktivitäten, kulturelle Veranstaltungen, Inter-

netcafés für Flüchtlinge oder Begegnungs- und 

Werkstätten ist zeitraubend, kräftezehrend 

sowie mit finanziellen Hürden verbunden. So 

können Kommunen ehrenamtliche Flücht-

lingsarbeit stärken ohne sie zu überfordern.

8.	 Netzwerke ausbauen

Bereits vor Ort bestehende Infrastrukturen aus 

Ämtern und öffentlichen Einrichtungen, Wohl-

fahrtsverbänden, Migrantenorganisationen, 

Flüchtlingsräten und -initiativen, Bürgerstif-

tungen, Freiwilligenagenturen, Wohnungsbau-

gesellschaften, Kirchen und Gewerkschaften 

sollten als Schnittstellen besser vernetzt, qua-

litativ weiter entwickelt, ausgebaut und ge-

stärkt werden.

9.	 Kooperationen mit 
	 Unternehmen

Unternehmen, die sich für eine menschenwür-

dige Aufnahme von Flüchtlingen einsetzen, 

stellen wichtige Kooperationspartner für Kom-

munen dar. Denn diese können eine Vorreiter-

rolle einnehmen und das gesellschaftliche Kli-

ma positiv beeinflussen.

10.	Selbstverpflichtung der Städte 
und Kommunen

Kommunen sollten Aktionspläne mit konkre-

ten Handlungsschritten für eine proaktive und 

langfristige Willkommens- und Teilhabekultur 

für Flüchtlinge formulieren. So schaffen sie 

Transparenz und Überprüfbarkeit: Für Anwoh-

nerinnen und Anwohner wird politisches Han-

deln nachvollziehbarer und transparenter.


